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Vorblatt 


Änderung des Ersten Gesetzes 
über individuelle Förderung der Ausbildung 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Jugend, 
Familie und Gesundheit) 


A. Problem 

Teilweise Freistellung der Waisenrenten und Waisengelder 
von der Anredinung auf den Bedarf des halb- oder Vollwaisen 
Auszubildenden nach dem Ausbildungsförderungsgesetz. 


B. Lösung 

In Artikel 1 wird bestimmt, daß und in welcher Höhe Waisen- 
renten und Waisengelder anrechnungsfrei bleiben. 

C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Da weder die Zahl der in Ausbildung befindlichen noch der ge- 
förderten Waisen bekannt ist, ist die Höhe der erforderlichen 
Mehraufwendungen nicht zu schätzen. Da aber das Einkommen 
der Auszubildenden bei der Berechnung der Gesamtaufwendun- 
gen für die Ausbildungsförderung nicht bekannt war und darum 
dieser den Haushalt entlastende Betrag nicht berücksichtigt 
werden konnte, sind die erforderlichen Mehraufwendungen im 
Haushalt 1971 und der Finanzplanung gedeckt. 
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Sachgebiet 2171 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit 

(12. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Köster, Frau Schanzenbach, 
Krall und der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP einge- 
brachten Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Ersten Gesetzes über individuelle Förderung der Ausbildung 

— Drucksache VI/1501 — 


A. Bericht des Abgeordneten Köster 


Die drei im Bundestag vertretenen Fraktionen 
legten den Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Än- 
derung des Ersten Gesetzes über individuelle För- 
derung der Ausbildung dem Deutschen Bundestag 
am 2. Dezember 1970 vor. Der Gesetzentwurf wurde 
vom Deutschen Bundestag in seiner 84. Sitzung am 
9. Dezember 1970 ohne Aussprache dem Ausschuß 
für Jugend, Familie und Gesundheit federführend 
und dem Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung, 
dem Ausschuß für Bildung und Wissenschaft und 
dem Finanzausschuß mitberatend sowie dem Haus- 
haltsausschuß gemäß § 96 GO überwiesen. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesund- 
heit hat den Gesetzentwurf in seiner 26. Sitzung 
am 10. Dezember 1970 beraten und die Vorlage 
unverändert angenommen. Die mitbeteiligten Aus- 
schüsse für Arbeit und Sozialordnung, für Bildung 
und Wissenschaft empfahlen einstimmig die un- 
veränderte Annahme des Gesetzentwurfs; der Fi- 
nanzausschuß hat auf eine Mitberatung der Vorlage 
verzichtet. Der Haushaltsausschuß wird seinen Be- 
richt nach § 96 gesondert erstatten. 

Von vielen Halb- und Vollwaisen ist die in § 14 
AföG vorgeschriebene volle Anrechnung der Wai- 
senrenten und Waisengelder auf den Bedarf des 
Auszubildenden als Härte empfunden worden. Das 
gilt besonders für Halb- und Vollwaisen in den Län- 
dern, in denen vor Inkrafttreten des AföG landes- 
rechtliche Förderungsbestimmungen die Waisen- 
renten und Waisengelder in größerem Umfang bei 
der Berechnung des Förderungsbetrages unberück- 
sichtigt ließen. 


Im Grundsatz ist die Anrechnung von Waisenren- 
ten und Waisengeldern auf den Bedarf des Aus- 
zubildenden wohl gerechtfertigt. Waisenrenten und 
Waisengelder haben Unterhaltsersatzfunktion, d. h. 
sie ersetzen die Unterhaltsleistungen des verstor- 
benen Elternteils. Auch wenn der überlebende El- 
ternteil ein so hohes Einkommen erzielt, daß er 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes noch einen 
Betrag etwa in Höhe einer Waisenrente für die 
Ausbildung aufwenden muß, wird dieser Betrag 
voll auf den Bedarf angerechnet. 

Die nach dem geltenden Recht vorzunehmende 
volle Anrechnung trägt aber dem Umstand nicht 
Rechnung, daß sich bei den Voll- und Halbwaisen 
der Freibetrag von 50 DM vom Einkommen der El- 
tern nach § 16 Abs. 3 AföG, der deren unmittelbare 
Aufwendungen decken soll, in der Regel nicht aus- 
wirkt. Außerdem werden diese Auszubildenden 
häufig einen Mehrbedarf für die Abgeltung einer 
persönlichen Betreuung haben. 

Die Höhe des Betrages, in der Waisenrenten und 
Waisengelder bei der Berechnung des Förderungs- 
betrages unberücksichtigt bleiben, ist nach den Ge- 
sichtspunkten zu bestimmen, die diesen besonderen 
Freibetrag selbst rechtfertigen: Zum Ausgleich des 
Freibetrages vom Elterneinkommen nach § 16 Abs. 3 
Nr. 1 AföG war demnach ein Betrag von monatlich 
50 DM und für die Aufwendungen für die persön- 
lichen Betreuungsleistungen ein Betrag von etwa 
20 DM, also ein Gesamtfreibetrag von 70 DM vor- 
zusehen. 


Bonn, den 10. Dezember 1970 

Köster 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/ 1501 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 10. Dezember 1970 


Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Haudc Köster 

Vorsitzender Berichterstatter 
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